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Deutschland: Ergebnisse der dritten Islamkonferenz
Die Deutsche Islamkonferenz (DIK) ist am 13. März
zu ihrer dritten Plenarsitzung zusammengetroffen und
hat Zwischenergebnisse ihrer Arbeitsgruppen disku-
tiert. Die DIK sieht im Bau von Moscheen einen wich-
tigen Schritt zur Integration des Islams in Deutschland.
Außerdem soll „Islamische Religion“ ordentliches Un-
terrichtsfach an deutschen Schulen werden.

Die von Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble (CDU)
initiierte DIK hatte sich erstmals im September 2006
getroffen, eine zweite Sitzung fand im Mai 2007 statt.
Sie soll Maßnahmen erarbeiten, die das Verhältnis von
Staat und Islam klären und die Integration der Muslime
in Deutschland verbessern sollen. Ziel ist dabei, Prin-
zipien und Regeln für alle verbindlich zu normieren
und in einer Art „Gesellschaftsvertrag“ festzuschreiben.

Die in Deutschland lebenden Muslime werden durch
Vertreter von 15 Verbänden und Einzelpersonen reprä-
sentiert, die das Bundesinnenministerium (BMI) ein-
geladen hatte (vgl. MuB 8/06). Vorgesehen ist ein

mehrjähriger Dialog, der in
drei Arbeitsgruppen, einem
Gesprächskreis und regelmä-
ßigen Plenarsitzungen statt-
findet. Die Ergebnisse der De-
batten in den Arbeitsgruppen
und dem Gesprächskreis wur-
den vom BMI in einem „Zwi-
schen-Resümee“ zusammen-
gefasst, von den Teilnehmern
diskutiert und anschließend
gebilligt.

Islamunterricht: An öffent-
lichen Schulen in Deutschland
soll es künftig islamischen
Religionsunterricht geben. Er
soll nicht bloß als „Islamkun-
de“, sondern in konfessionel-
ler Gebundenheit als Bekennt-
nisunterricht stattfinden, d. h.
mit einem Schwerpunkt auf
der Vermittlung von Glau-
bensinhalten. Voraussetzung
dafür ist jedoch die Heraus-
bildung des Islams als aner-
kannte Religionsgemein-
schaft. Bundesinnenminister
Schäuble sagte, der Koordi-
nierungsrat der Muslime rei-
che in dieser Hinsicht nicht
aus. Der Koordinierungsrat,
eine Art Dachorganisation

verschiedener großer islamischer Verbände (vgl. MuB
4/07), sei lediglich ein politischer Zweckverband.

Vielmehr müssten sich zur Religionsausübung Men-
schen in großen Vereinen zusammenschließen. „Es wäre
vermutlich gescheit, das wie in der evangelischen
Kirche von unten her zu formieren – zum Beispiel,
indem mehrere Moschee-Vereine sich organisieren“,
sagte Schäuble.

Der Schulunterricht liegt im Verantwortungsbereich
der Bundesländer, daher brauchen die Kultusministe-
rien Ansprechpartner der Muslime auf Landesebene.
Hier fügte Schäuble einschränkend hinzu, dass bisher
nicht alle Bundesländer zur Einführung des islamischen
Religionsunterrichts bereit seien.

Bau von Moscheen: „Der Moscheebau ist ein wich-
tiger Schritt zur Integration des Islams in Deutschland.
Mit dem Neubau von Moscheen verlassen die musli-
mischen Gemeinden die Hinterhöfe und provisorisch
umgenutzten Bauten und dokumentieren ihren Willen,
dauerhaft ein Teil der deutschen Gesellschaft zu sein“,
heißt es im Zwischen-Resümee. Darauf einigten sich
die Teilnehmer der Konferenz. Insbesondere die Ver-
treter des Staates in der DIK sind damit über bisherige
Formulierungen hinausgegangen und haben sich deut-
lich zur Unterstützung der Symbole des Islams im öf-
fentlichen Raum bekannt. Ebenso wie die Möglichkeit
zur islamischen Bestattung, deren flächendeckende
Einführung die Islamkonferenz ebenfalls befürwortet,
muss die Realisierung jedoch vor Ort in den Bundes-
ländern bzw. Kommunen erfolgen. Der Bau von Mo-
scheen war in den vergangenen Monaten immer wieder
Anlass zu Protesten (vgl. MuB 5/07).

Streitpunkte: Zahlreiche Themen blieben ungeklärt.
Insbesondere einem weitgehenden Bekenntnis zur
deutschen Werteordnung wollten sich einige der isla-
mischen Verbandsvertreter nicht in der vorgesehenen
Form anschließen, obwohl man sich unter den Teil-
nehmern der Arbeitsgruppe im Vorfeld einig war. In-
nenminister Schäuble kritisierte daher, es sei „alles
andere als zielführend, wenn in letzter Minute Bedenken
gegen gemeinsam entwickelte und angenommene Po-
sitionen geltend gemacht werden.“ Der nun von den
Teilnehmern gebilligte Formelkompromiss lautet: „In-
tegration verlangt auch von in Deutschland lebenden
Muslimen die aktive Bereitschaft zu Erwerb und Gebrauch
der deutschen Sprache und darüber hinaus die voll-
ständige Beachtung der deutschen Rechtsordnung und
der Werteordnung des Grundgesetzes.“

Zu strittigen Punkten wie der Teilnahme von Mäd-
chen am Biologie- und Schwimmunterricht oder an
Klassenfahrten steht im Zwischen-Resümee der DIK
nichts. Insbesondere zwischen den eher konservativen
Verbandsvertretern des Koordinierungsrates der Mus-
lime und den überwiegend liberal eingestellten musli-
mischen Persönlichkeiten zeigten sich große Mei-
nungsverschiedenheiten. So hatte Walid Nakschbandi,
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Manager bei der Holtzbrinck-
Verlagsgruppe, im Vorfeld
seine Mitarbeit mit der Be-
gründung niedergelegt, die
konservativen Verbände do-
minierten die Konferenz,
während unabhängige Stim-
men kein Gehör fänden. Diese
Einschätzung teilen auch zwei
weitere unabhängige Mit-
glieder der DIK, die Publizis-
tin Necla Kelek und die An-
wältin Seyran Ates. Für den
zurückgetretenen Naksch-
bandi wird künftig der Ge-
schäftsführer der Berliner
„BildungsWerk Kreuzberg
GmbH“ Nihat Sorgec mitar-
beiten.

Reaktionen: Die Zwi-
schenergebnisse der DIK wur-
den zahlreich kommentiert. Der
Ratsvorsitzende der Evan-
gelischen Kirche in Deutsch-
land Bischof Wolfgang Hu-
ber stimmte der Einführung
des islamischen Religions-
unterrichts im Grunde zu, be-
tonte jedoch, dieser dürfe nur
auf Grundlage von Artikel 7
des Grundgesetzes stattfin-
den, d. h. unter staatlicher
Aufsicht und in Übereinstim-
mung mit den Grundsätzen
einer anerkannten Religions-
gemeinschaft.

Auch die saarländische
Kultusministerin Annegret
Kramp-Karrenbauer (CDU),
die als derzeitige Präsidentin

Deutschland: Mehr Menschen mit
Migrationshintergrund
Sowohl die absolute Zahl als
auch der relative Anteil von
Menschen mit Migrations-
hintergrund an der Gesamt-
bevölkerung Deutschlands
wächst. Fast jedes dritte Kind
unter zehn Jahren hat einen
Migrationshintergrund. Das
geht aus aktuellen Zahlen des
Statistischen Bundesamtes
hervor.

In die Kategorie „Bevölke-
rung mit Migrationshinter-
grund“ fallen laut Statistik
folgende Personen: zugewan-
derte und in Deutschland ge-
borene Ausländer, Spätaus-
siedler, Eingebürgerte mit
persönlicher Migrationser-
fahrung und deren Kinder,

die selbst keine unmittelbare Migrationserfahrung auf-
weisen. Personen mit Migrationshintergrund sind

entweder selbst zugewandert oder gehören der zweiten
bzw. dritten Generation an. Erfasst wird nur, wer nach
1950 in die Bundesrepublik einwanderte; die Bevöl-
kerungsverschiebungen infolge des Zweiten Weltkriegs
werden nicht berücksichtigt.

Zahlen zu Menschen mit Migrationshintergrund
liegen erst ab dem Jahr 2005 vor (vgl. MuB 5/07; 5/
06). Sie bieten ein weitaus realistischeres und diffe-
renzierteres Bild der deutschen Einwanderungsge-
sellschaft, als es die Fokussierung auf Staatsbürger-
schaft bisher erlaubte. Mit den für 2006 veröffent-
lichten Zahlen lassen sich nun erstmals Aussagen
zum Entwicklungstrend treffen.

Im Vergleich zum Vorjahr stieg die Bevölkerung
mit Migrationshintergrund in Deutschland im Jahr 2006
um 130.000 Personen auf nun insgesamt 15,1 Mio. Per-
sonen. Im gleichen Zeitraum hat sich die Zahl der Per-
sonen ohne Migrationshintergrund um 227.000 Per-
sonen auf 67,2 Mio. verringert. Dies bedeutet einen Net-
torückgang bei der Gesamtbevölkerung um knapp 100.000
Personen auf 82,4 Mio. und einen Anstieg des Anteils
der Bevölkerung mit Migrationshintergrund an der Ge-
samtbevölkerung von 18,2 % (2005) auf 18,4 % (2006).

der Kultusministerkonferenz an der DIK teilnahm, sagte,
gerade hinsichtlich der Lehrerausbildung und der Lehr-
pläne bestünden Unklarheiten. „Das wird noch einige
Jahre in Anspruch nehmen“, so Kramp-Karrenbauer.
Der Islamwissenschaftler Michael Kiefer wies darauf
hin, dass insbesondere der Mangel an ausgebildeten
Lehrkräften einer flächendeckenden Einführung des
Religionsunterrichts im Wege stünde. Bislang werden
Islamlehrer lediglich an drei deutschen Universitäten
ausgebildet.

Die Aussagen über die positiven Auswirkungen von
Moscheebauten für die Integration fand allgemein Zu-
stimmung. Der bayerische Ministerpräsident Günther
Beckstein (CSU) forderte aber, Moschee-Neubauten
müssten im Einklang mit der Umgebung und der Bevöl-
kerung realisiert werden.

Einige Politiker kritisierten die bisherigen Ergeb-
nisse der DIK hingegen deutlich. Der Sprecher für Kir-
chenpolitik und interreligiösen Dialog der Fraktion von
Bündnis 90/Die Grünen Josef Winkler sagte, die Islam-
konferenz habe bei der „zentralen Grundfrage“, wie
man zu einer anerkannten Religionsgemeinschaft der
Muslime kommen könne, keine Fortschritte gemacht.
Berlins Innensenator Erhart Körting (SPD) sagte, in der
Arbeitsgruppe zu gemeinsamen Werten sei man „über
Formelkompromisse nicht hinausgekommen“. Die An-
erkennung der Rechtsordnung und des Grundgesetzes
sei keine besondere Integrationsleistung, sondern müsse
eine Selbstverständlichkeit sein. Der hessische Innen-
minister Volker Bouffier (CDU), der stellvertretend für
die Innenministerkonferenz an der Plenumsveranstal-
tung teilnahm, richtete an die islamischen Verbände
die Erwartung, dass künftig auch Werte geteilt würden,
die über das Grundgesetz hinausgingen. Grünen-Frak-
tionschefin Renate Künast kritisierte, ein Schwachpunkt
sei auch die mangelnde Interessenvertretung von mus-
limischen Frauen in der DIK. Die nächste Plenumsver-
anstaltung der Islamkonferenz soll im Herbst dieses
Jahres stattfinden. js
Weitere Informationen: www.bmi.bund.de

Kurzmeldungen – Deutschland I

Brandkatastrophe in Ludwigshafen
Ende Februar gab die Staatsanwaltschaft
Frankenthal, die die Untersuchungen zur
Brandkatastrophe in Ludwigshafen leitet,
erste Ermittlungsergebnisse bekannt. Bei
dem Brand eines Wohnhauses waren An-
fang Februar neun Personen türkischer Her-
kunft umgekommen (vgl. MuB 2/08). Nach
Einschätzung von Fachleuten gilt ein frem-
denfeindlicher Anschlag als unwahr-
scheinlich. Das Feuer habe sich sehr lang-
sam entfacht, es fanden sich keine Hin-
weise auf die Verwendung von Brandbe-
schleunigern. Dies sei bei Brandanschlägen
häufig der Fall, so die Experten in ihrem
mündlichen Zwischenbericht.
Kopftuchverbot für Lehrerin bleibt bestehen
Der baden-württembergische Verwal-
tungsgerichtshof (VGH) in Mannheim hat
einer Lehrerin untersagt, in der Schule ihr
muslimisches Kopftuch zu tragen (Az.: 4 S
516/07). Durch das Tragen der Kopfbe-
deckung verstoße die Lehrerin gegen das
baden-württembergische Schulgesetz. Es
verbietet äußere politische, religiöse, welt-
anschauliche oder ähnliche Bekundungen.
So soll die Neutralität des Landes gegenüber
den Eltern und der Schulfrieden gewahrt
werden. Mit dem Urteil hob der VGH Mann-
heim eine Entscheidung des Stuttgarter
Verwaltungsgerichts vom Juli 2006 auf
(Az.: 18 K 3562/05), das der Frau gestattet
hatte, ihr Kopftuch in der Schule zu tragen.
Die Stuttgarter Richter hatten sich dabei
auf das Gleichbehandlungsgebot berufen
(vgl. MuB 6/06). Eine Revision am VGH ist
nicht zugelassen. Das Urteil kann dennoch
binnen Monatsfrist durch eine Beschwerde
beim Bundesverwaltungsgericht angefoch-
ten werden. www.vghmannheim.de
Rückkehr nach Abschiebung
Das Verwaltungsgericht in Frankfurt/M.
entschied Mitte Februar, dass eine kur-
dische Frau türkischer Staatsangehörigkeit
zusammen mit ihren sechs Kindern wieder
nach Deutschland zurückkehren darf (Az.
1E 831/07). Nach Ablehnung ihrer Asylan-
träge war das Ehepaar Kazan mit seinen
Kindern nach 14-jährigem Aufenthalt in
Deutschland im Februar 2007 in die Türkei
abgeschoben worden. Fünf der Kinder sind
in Deutschland geboren. Die Richter des
Verwaltungsgerichts sahen in der Auswei-
sung der Familie einen Verstoß gegen das
Grundrecht auf Schutz des Privatlebens der
Kinder (Art. 8 der Europäischen Menschen-
rechtskonvention). Die sechs minderjähri-
gen Kläger seien in die Verhältnisse der
Bundesrepublik Deutschland integriert,
während ihnen die Türkei fremd und un-
bekannt sei. Aus Gründen des Schutzes der
Familie dürfe auch die Mutter zurückkeh-
ren, die vom Vater inzwischen getrennt lebt.
Wegen der grundsätzlichen Bedeutung der
Rechtssache hat das Gericht die Berufung
zugelassen, über die der Hessische Verwal-
tungsgerichtshof entscheidet.
www.vg-frankfurt.justiz.hessen.de
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Etwas weniger als die Hälfte aller Personen mit Mi-
grationshintergrund im Jahr 2006 waren Ausländer (7,3
Mio. bzw. 8,9 % der Gesamtbevölkerung), etwas mehr
als die Hälfte waren deutsche Staatsbürger (7,9 Mio.
bzw. 9,5 % der Gesamtbevölkerung). Wie 2005 wiesen
zwei Drittel dieser Personengruppe eine eigene unmit-
telbare Migrationserfahrung auf (10,4 Mio.), sind also
Zuwanderer im engeren Sinne. Die wichtigsten Her-
kunftsländer sind die Türkei (14,2 % aller Zugewan-
derten), die Russische Föderation (8,4 %), Polen (6,9 %),
Italien (4,1 %) und Serbien und Montenegro (3,4 %).
Mehr als jeder Fünfte stammt aus einem Mitgliedsland
der Europäischen Union (EU 25: 23,5 %).

Die Gruppe der Personen mit Migrationshintergrund
weist einige Unterschiede zur Gesamtbevölkerung auf:

Ihre Mitglieder sind im Durchschnitt deutlich jünger
(33,8 gegenüber 44,6 Jahren), häufiger ledig (45,3 %
gegenüber 38,1 %), und der Anteil der Männer ist
etwas höher (50,8 % gegenüber 48,5 %). Bemerkens-
wert sind auch die Zahlen für die Alterskohorte unter
zehn Jahren. Hier hat fast jedes dritte Kind einen
Migrationshintergrund (29 %). In den Stadtstaaten
Berlin, Hamburg und Bremen sowie in Südhessen
und im westlichen Teil Nordrhein-Westfalens liegt
dieser Wert sogar bei über 40 %. Diese Zahlen unter-
streichen die Bedeutung der aktuellen Integrations-
politik für die künftige Entwicklung des deutschen
Gemeinwesens. me
Weitere Informationen: www.destatis.de

Deutschland: Weniger Flüchtlinge im Vergleich zu 1997
Die Zahl der in der Bundesrepublik lebenden Flüchtlinge
ist in den letzten zehn Jahren deutlich gesunken. Dies
ergab die Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke.

Die regelmäßig veröffentlichten Asylstatistiken erfassen
in der Regel nur Antrags- und Anerkennungsdaten über
die verschiedenen Flüchtlingsgruppen (vgl. MuB 1/07,
1/08). Die tatsächlichen Bestandszahlen, bereinigt um

abgewanderte, abgeschobene
oder eingebürgerte Personen,
können durch eine Abfrage
des Ausländerzentralregisters
(AZR) ermittelt werden. Aus
der vom Bundesinnenminis-
terium im Namen der Bun-
desregierung formulierten
Antwort auf die Kleine An-
frage der Linken wird u. a.
deutlich, dass die Gesamtzahl
der im AZR erfassten Auslän-
der, die sich aus Asyl-,
Flucht- oder sonstigen hu-
manitären bzw. Schutzgrün-
den in der Bundesrepublik
aufhalten, zwischen 1997 und
2007 stark abgenommen hat.
So lebten am 31. Dezember
1997 insgesamt 177.339 Aus-
länder mit einer Asylberech-

tigung in Deutschland, weitere 318.637 verfügten als
Asylsuchende über eine Aufenthaltsgestattung, d. h. sie
durften sich zur Durchführung des Asylverfahrens recht-
mäßig in der Bundesrepublik aufhalten. Zehn Jahre
später, am 31. Dezember 2007, waren es nur noch 63.364
Asylberechtigte sowie 19.776 Asylsuchende. Auch bei
den aufgrund von Abschiebungsverboten oder sonsti-
gen Ausreisehindernissen lediglich Geduldeten ist ein
deutlicher Rückgang zu verzeichnen: von 329.060
(1997) auf 134.975 (2007). Demgegenüber hat sich die
Zahl der anerkannten Flüchtlinge nach der Genfer Kon-
vention von 25.398 (1997) auf 62.564 (2007) erhöht.

Keine aktuellen Bestandszahlen liegen bei jüdischen
Kontingentflüchtlingen vor. Hier sind lediglich die Ein-
reise- bzw. Niederlassungsstatistiken verfügbar. Der
überwiegende Teil der jüdischen Zuwanderer erhält
nach der Aufnahme eine Niederlassungserlaubnis und
ist nicht mehr von sonstigen Ausländern mit dauerhaftem
Aufenthaltsstatus zu unterscheiden. Die tatsächliche Zahl

der Juden aus der ehemaligen Sowjetunion ist jedoch
vermutlich ebenfalls gestiegen, da die Rück- bzw.
Weiterwanderungsquote geringer ist. Darauf deutet u.
a. die Zahl der in Deutschland lebenden Ausländer
aus der Russischen Föderation und der Ukraine hin,
den Hauptherkunftsländern der jüdischen Zuwanderer.
Sie stieg von 46.811 (1994) auf 316.464 (2006), wobei
in dieser Zahl auch nichtdeutsche Angehörige von
Spätaussiedlern enthalten sein können.

Seit Beginn der Aufnahme Anfang 1991 bis Ende
1997 waren 84.523 jüdische Zuwanderer aus der ehe-
maligen Sowjetunion im geregelten Verfahren nach
Deutschland eingereist, in den folgenden zehn Jahren
bis Ende 2007 waren es nochmals 124.703 (insgesamt:
209.226).

Die Daten sind aus verschiedenen Gründen nur be-
dingt vergleichbar und aussagekräftig. Erstens haben
sich die Tatbestände zwischen den jeweils geltenden
Rechtsgrundlagen geändert (1997: Ausländergesetz,
2007: Aufenthaltsgesetz), wobei die Zahl der Aufent-
haltstitel reduziert, z. B. aber auch die geschlechts-
spezifische Verfolgung als neuer Flüchtlingstatbestand
eingeführt wurde (vgl. MuB 5/04). Zweitens beziehen
sich die Asylstatistiken auf Antrags- bzw. Fallzahlen,
umfassen also keine Familienangehörigen, während
beispielsweise die Zahl der jüdischen Zuwanderer auch
Familienangehörige einschließt.

Dennoch legt die Gegenüberstellung der Daten na-
he, dass sich die so genannte Ist-Zahl der Ausländer,
die aus asyl-, flüchtlings- oder humanitär relevanten
Gründen in der Bundesrepublik leben, zwischen 1997
und 2007 etwa halbiert hat. In welchem Maße jeweils
Rück- bzw. Weiterwanderungen, Einbürgerungen, Ab-
schiebungen oder Statuswechsel dafür ausschlagge-
bend sind, lässt sich aufgrund der Daten des AZR nicht
feststellen.

Nach aktuellen Angaben des Bundesamtes für Mi-
gration und Flüchtlinge ist die Zahl der Asylbewerber
im Januar 2008 erstmals seit langem wieder gestiegen:
Rund 2.400 Erstanträge wurden gestellt. Das bedeutet
eine Steigerung von knapp 90 % gegenüber dem Vor-
monat (1.265 im Dezember 2007) bzw. von rund 44 %
gegenüber dem Vorjahresmonat (1.663 im Januar 2007).
Insbesondere die Zahl der Anträge von Irakern hat
sich aufgrund der bürgerkriegsartigen Situation deut-
lich erhöht (vgl. MuB 1/08). js
Weitere Informationen:
www.bamf.de; http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/
16/083/1608321.pdf

Kurzmeldungen – Deutschland II

Rücknahme der Einbürgerung nur
„zeitnah“
Ausländern, die in Deutschland aufgrund
falscher Angaben eingebürgert wurden,
kann die deutsche Staatsbürgerschaft nur
„zeitnah“ wieder entzogen werden, urteilte
das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig
in mehreren Fällen. (Az: BVerwG 5 C 4.07,
5.07, 14.07 und 15.07re). Allerdings ließen
die Richter offen, bis zu welcher zeitlichen
Grenze die Rücknahme einer erschliche-
nen Einbürgerung noch als zeitnah einzu-
stufen sei. In den vorliegenden Fällen wur-
den die Einbürgerungen nach 8,5 bzw.
mehr als 11 Jahren zurückgenommen, was
für die Richter nicht mehr als zeitnah galt.
Die Betroffenen hatten Zweitehen im Aus-
land verschwiegen bzw. sich als Staatenlose
ausgegeben. www.bverwg.de
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Das britische Innenministe-
rium plant die schrittweise
Einführung eines Personal-
ausweises (national identity
card). Das Vorhaben ist in
der Bevölkerung umstritten.

Der Personalausweis wird
im November dieses Jahres
eingeführt, jedoch zunächst
nur für bestimmte Gruppen
verpflichtend sein. Dazu ge-
hören alle Nicht-EU-Bürger
sowie Personen, bei denen
nach Angaben von Innen-
ministerin Jacqueline Smith
(Labour-Partei) von einem
„Betrugsrisiko“ ausgegan-
gen werden könne. Hierun-
ter fielen Personen, die sich
mit einem Studiums- oder
Heirats-Visum im Verei-
nigten Königreich aufhal-

ten, so Smith. Der Ausweis wird neben biometri-
schen Daten wie Fingerabdrücken auch Angaben
zum Immigranten-Status enthalten, etwa zur Dauer

Vereinigtes Königreich: Einführung des
Personalausweises

der Aufenthaltsgenehmigung oder der Arbeits-
erlaubnis.

Ab 2009 betrifft die Ausweispflicht dann auch EU-
Ausländer sowie Briten, die in Bereichen arbeiten, die
für die öffentliche Sicherheit besonders sensibel sind,
etwa auf Flughäfen. Von 2010 an soll der Personal-
ausweis zunächst auf freiwilliger Basis schrittweise für
alle Briten eingeführt werden. Von 2011 bis voraus-
sichtlich 2017 werden dann im Rahmen der Beantra-
gung eines Reisepasses automatisch auch biometrische
Daten für den Personalausweis erhoben und in einer
nationalen Datenbank gespeichert.

Von der Einführung des Personalausweises ver-
spricht sich die Regierung mehr Sicherheit im Hinblick
auf Verbrechen, insbesondere Terrorismus sowie irre-
guläre Einwanderung. In der Bevölkerung ist dieser
Schritt höchst umstritten. Bürgerrechtler kritisierten
die Einrichtung einer nationalen Datenbank für perso-
nenbezogene und biometrische Daten als Einschränkung
der persönlichen Freiheit. Auch die Sicherheit der ge-
speicherten Daten steht zur Debatte. In der jüngsten
Vergangenheit sind Fälle bekannt geworden, in denen
vertrauliche Regierungsdaten auf unerklärliche Weise
abhanden gekommen waren. up
Weitere Informationen:
www.bia.homeoffice.gov.uk, www.homeoffice.gov.uk

Deutschland: Neue Zahlen zum Bleiberecht
Voraussichtlich können nur wenige langjährig Ge-
duldete auf der Grundlage der neuen Bleiberechts-
regelung des Aufenthaltsgesetzes dauerhaft in
Deutschland bleiben. Die meisten Antragsteller
erhalten eine Aufenthaltserlaubnis lediglich auf Probe.

In Antworten auf zwei Kleine Anfragen der Linken
im Deutschen Bundestag hat die Bundesregierung
erstmals offizielle Zahlen zu den Auswirkungen der
Mitte 2007 gesetzlich verankerten, so genannten
Altfallregelung für langjährig Geduldete (§§ 104a,

104b AufenthG) veröffent-
licht. Bisher hatten lediglich
Bilanzen der vorläufigen
Bleiberechtsregelung vorge-
legen, die 2006 von der Stän-
digen Konferenz der Innen-
minister und -senatoren der
Länder beschlossen worden
war (vgl. MuB 10/07, MuB-
Online 1/08). Das Bleiberecht
ist an enge Voraussetzungen
gebunden, die bisher nur ein
kleiner Teil der Geduldeten
erfüllt (vgl. MuB 3/07, 10/07,
2/08).

Seit Inkrafttreten der Alt-
fallregelung im Aufenthalts-
gesetz im August 2007 bis
zum 31. Dezember 2007 ha-
ben insgesamt 22.858 Perso-
nen einen Antrag auf Ertei-
lung einer Aufenthaltser-
laubnis gestellt, wobei die
Antragszahlen von Bayern
und Thüringen nicht ver-
fügbar waren. Im gleichen

Zeitraum haben jedoch nur 1.770 Personen aufgrund
der Sicherung des Lebensunterhalts aus eigener Erwerbs-
arbeit von den obersten Landesbehörden eine Aufent-
haltserlaubnis aus humanitären Gründen erhalten.

Eine weitaus größere Zahl von Antragstellern
(9.088) erhielten eine Aufenthaltserlaubnis lediglich
„auf Probe“. Hier droht Statusverlust, d. h. die erneute
Duldung oder gar die Abschiebung, wenn bis Ende
2009 keine dauerhafte Beschäftigung nachgewiesen
wird, die den Lebensunterhalt sichert. Von den geson-
derten Regelungen für Minderjährige profitierten rund
400 Kinder und Jugendliche. Insgesamt erhielten bis
Jahresende 11.765 Personen (vorübergehend) eine
Aufenthaltserlaubnis nach der gesetzlichen Altfallre-
gelung, unmittelbar abgelehnt wurden 1.816 Anträge.
Über 13.764 Anträge war bis zum 31.12.2007 noch nicht
entschieden.

Die Anzahl der Anträge spiegelt jedoch nicht die
Zahl der theoretisch Antragsberechtigten wider. Nach
Angaben der Bundesregierung lebten am 30. Juni 2007
mehr als 90.000 der insgesamt knapp 160.000 Gedul-
deten bereits seit über sechs Jahren in Deutschland und
waren somit potenzielle Anwärter. Offenbar hat ein gro-
ßer Teil aufgrund der Aussichtslosigkeit, rechtzeitig
einen ausreichend bezahlten Job zu finden, von der
Antragstellung abgesehen.

Für die Linksfraktion im Bundestag kritisierte deren
Abgeordnete Ulla Jelpke die gesetzliche Altfallregelung
als „Flop“. Das humanitäre Bleiberecht sei „ein weiteres
Mal unter die Räder einer irrationalen Angst vor an-
geblicher Zuwanderung in die sozialen Sicherungssys-
teme geraten“. Vertreter der SPD hatten ihre Zustimmung
zur Altfallregelung der Großen Koalition mit der Er-
wartung verbunden, rund 60.000 Geduldete könnten
dadurch zu einem dauerhaften Bleiberecht kommen. js
Weitere Informationen:
www.bundestag.de (BT-Drsn. 16/8321, 16/8362)

Kurzmeldungen – Europa
Mittelmeer: Weiter illegale Einreiseversuche
Auf der süditalienischen Mittelmeerinsel
Lampedusa sind im Februar mehr als 500
Boatpeople gelandet. Anfang Februar kamen
knapp 240 Menschen aus Ägypten, Gam-
bia, Ghana, Marokko und Tunesien auf die
Insel, Ende Februar weitere 300 Nordafri-
kaner. Vor der Kanarischen Insel Teneriffa
wurde ein Boot mit 131 Boatpeople von der
spanischen Küstenwache abgefangen.
Schweiz: Bevölkerungszunahme
Die Wohnbevölkerung der Schweiz ist 2007
stärker gewachsen als in den Vorjahren:
Nach den vorläufigen Angaben des Bun-
desamts für Statistik (BfS) wohnten Ende
2007 rund 7,6 Mio. Personen ständig in der
Schweiz, das entspricht einem Anstieg um
82.700 Personen gegenüber 2006 (+1,1 %).
Im Vorjahr betrug der Anstieg im Vergleich zu
2005 0,7 %. Nicht inbegriffen sind Perso-
nen mit einer Aufenthaltsbewilligung unter
einem Jahr (61.000) und im Asylbereich
(40.700). Als Gründe für das Wachstum
nannte das BfS hauptsächlich Zuwande-
rung und den Geburtenüberschuss
(+14.200 Personen). Die Zahl der Geburten
stieg um 1,5 % auf 74.500. 80 % des Be-
völkerungswachstums gingen auf Zuwan-
derung zurück: Ein positiver Wanderungs-
saldo sowie aufenthaltsrechtliche Status-
wechsel brachten einen Zuwachs von ins-
gesamt rund 68.500 Personen.
www.bfs.admin.ch
EU/Liechtenstein: Schengen-Beitritt
Die EU öffnet ihre Grenzen zu Liechtenstein.
Ende Februar unterzeichneten Vertreter des
Fürstentums und der EU in Brüssel das
Schengen-Abkommen. Damit entfallen
künftig die Grenzkontrollen zu Liechten-
stein. Außerdem verpflichtet sich Liechten-
stein zu einer engen Zusammenarbeit mit
Polizei und Justiz der EU-Staaten. Für
Steuerdelikte gilt dies allerdings nur einge-
schränkt. Die Mitgliedstaaten müssen den
Beitritt Liechtensteins zur Schengen-Zone
noch ratifizieren und prüfen, ob das Land
die Sicherheitsanforderungen des Abkom-
mens erfüllt. Voraussichtlich am 1. Novem-
ber dieses Jahres soll Liechtenstein dann
zusammen mit der Schweiz der Schengen-
Gemeinschaft beitreten (vgl. MuB 8/07, 10/
07). www.liechtenstein.li
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Irreguläre Migration in Europa
Die irreguläre Zuwanderung nach Europa ist mit
vielerlei Ängsten verbunden. Auch wenn diese Ängste
nicht in jedem Land gleichermaßen stark vorhanden
sind, führen sie insgesamt dazu, dass in der Europäi-
schen Union die Bekämpfung irregulärer Zuwande-
rung migrationspolitische Priorität hat. Maßnahmen
zur Migrationskontrolle mit zum Teil erheblichem
Finanzvolumen und unterschiedlicher Eingriffsinten-
sität werden damit begründet, irreguläre Einwande-
rung zu bekämpfen. Allerdings fehlt es an Erkennt-
nissen über Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der
vorgesehenen Maßnahmen.

Aktuell schlägt die Europäische Kommission neben
der Kooperation mit Herkunfts- und Zielländern auch
den Ausbau der Grenzkontrollen vor. Externe Grenz-
kontrollen sollen intensiviert werden. Durch eine
lückenlose Erfassung aller Ein- und Ausreisen soll das
Bleiben nach legaler Einreise erschwert werden (vgl.
MuB-Online 3/08).

Mit diesen Plänen sollen potentielle irreguläre Mi-
granten abgeschreckt werden: Die Risiken und Kosten
einer irregulären Einreise steigen, bis hin zu einer
erhöhten Gefahr für Leib und Leben. Unberücksichtigt
bleibt jedoch, dass durch strikt geschlossene Grenzen
überzogene Vorstellungen über die Verdienst-
möglichkeiten für irreguläre Migranten entstehen kön-
nen, die von kommerziellen Menschenschmugglern
auch vorsätzlich verbreitet werden. Zugleich wird
durch die Verschärfung der Grenzkontrollen der Rück-
reiseanreiz verringert. Irreguläre Migranten bleiben
länger oder auf Dauer in der EU, weil ihnen bei der
Ausreisekontrolle eine Verhaftung und eine Wieder-
einreisesperre drohen.

In Dokumenten der Europäischen Kommission wer-
den reale und vermutete Verdienstmöglichkeiten als
wichtiger Anreiz für eine illegale Einreise identifiziert.
In dieser Logik betrachtet die Kommission Sanktionen
gegen Arbeitgeber, die irreguläre Migranten beschäf-
tigen, als zentrales Instrument der Migrationskontrolle
im Landesinneren. Im Mai 2007 hat die Europäische
Kommission einen Richtlinienvorschlag vorgelegt
(COM (2007)249 final), der die Verfolgung und Bestra-
fung von Arbeitgebern, die irreguläre Migranten aus
Drittstaaten beschäftigen, europaweit angleichen soll
(vgl. MuB 5/07). Der Vorschlag wurde dem Rat und
dem Parlament zugeleitet und wird zurzeit beraten.

Erklärtes Ziel des Richtlinienvorschlags ist es, durch
die Einschränkung der Beschäftigungsmöglichkeiten
für irreguläre Migranten die irreguläre Einwanderung
einzudämmen. Der Richtlinienvorschlag beinhaltet drei
Maßnahmenkomplexe: Arbeitgeberpflichten sollen er-
weitert und harmonisiert werden; Behörden sollen häu-
figer kontrollieren; und Arbeitnehmer ohne Status sol-
len ausstehende Löhne aus irregulären Beschäftigungs-
verhältnissen besser einklagen können.

Zweifel an der Effektivität dieser Instrumente sind
angebracht. Zusätzliche Melde- und Dokumentations-
pflichten für Arbeitgeber führen nicht zur Reduzierung
der Schwarzarbeit von Zuwanderern ohne Status. Nach
aktuellem Forschungsstand kann davon ausgegangen
werden, dass die Mehrheit der irregulären Zuwanderer
in illegalen Beschäftigungsverhältnissen arbeitet –
wenngleich der überwiegende Teil der Schwarzarbeit
durch ortsansässige Arbeitskräfte geleistet wird.

Der Richtlinienvorschlag sieht weiterhin eine Ver-
vielfachung der Kontrollen bei Arbeitgebern vor. Hier
wird nicht ganz deutlich, was genau kontrolliert werden
soll. Die angegebenen Zeit- und Kostenschätzungen
lassen jedoch den Schluss zu, dass die Ausweitung
der Kontrollen nach dem Motto „Masse statt Klasse“
erfolgen wird. Jährlich sollen 10 % aller Unternehmen
überprüft werden, während es heute im europäischen
Durchschnitt schätzungsweise 2 % sind. Arbeitgeber,
die professionell und mit krimineller Energie die
Arbeitskraft von irregulären Migranten zu Dumping-
löhnen nutzen, können aber bei Kontrollen, die mit
wenig Aufwand betrieben werden, durch die Maschen
schlüpfen. Bereits heute krankt die Verfolgung von
Arbeitgebern daran, dass sich Rechtsverstöße nicht
nachweisen und Steuernachforderungen nicht eintrei-
ben lassen.

Die Aussichten auf eine Verurteilung krimineller
Arbeitgeber können durch die Kooperation mit Arbeit-
nehmern steigen, die Aussagen über ausbeuterische
Beschäftigungsbedingungen machen. Erweiterte
Arbeitnehmerrechte, wie sie ebenfalls im Kommissions-
vorschlag vorgesehen sind, könnten Anreize zur Ko-
operation für Arbeitnehmer bieten. Denn Arbeitnehmer,
die um ihren Lohn betrogen wurden, sind manchmal
trotz bestehender Ausreisepflicht zu Aussagen bereit,
wenn sie den ausstehenden Lohn dann erhalten. Sie
sollten durch staatliche und private Institutionen in
die Lage versetzt werden, ausstehende Lohnansprüche
geltend zu machen und als Zeugen in Fällen von Aus-
beutung zur Verfügung zu stehen. Damit würde für
Arbeitgeber nicht nur das Risiko der Beschäftigung
irregulärer Migranten an sich erhöht, sondern v. a. der
Anreiz zum Lohnbetrug und zur ausbeuterischen Be-
schäftigung reduziert werden. Allerdings gibt es bei

Deutschland: CDU/CSU befürworten Schulzugang auch für
Kinder von irregulären Migranten
Im Bereich Schule muss über Änderungsbedarf bei den Mitteilungs-
pflichten nachgedacht werden. Dies sei Beschlusslage der CDU/
CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, so Reinhard Grindel, Mitglied
des Innenausschusses für die CDU/CSU-Fraktion. Auf der vierten
Jahrestagung „Illegalität“ Anfang März in der Katholischen Akademie
in Berlin erklärte Grindel, dass Kinder nicht für den illegalen Status
ihrer Eltern verantwortlich gemacht werden können, und dass er
Kinder lieber in der Schule als auf der Straße sehe. Eine Neuregelung
müsse dazu führen, dass Eltern ohne regulären Aufenthaltsstatus
nicht aus Furcht vor Aufdeckung ihre Kinder zu Hause behalten.
Generell sei jedoch die Frage der Schulpflicht Ländersache.

Weitergehende Änderungen der Mitteilungspflichten wie z. B.
im Gesundheitsbereich lehnte Grindel ab, schloss aber nicht aus,
dass sich aus dem Einschluss von Kindern in das Schulsystem für
diese irgendwann eine Bleibeperspektive entwickeln könnte.

Die Mitteilung Grindels stellt eine deutliche Abkehr von der um-
strittenen Position dar, dass jegliche Unterstützung von Menschen
ohne Status mit der Rechtsordnung unvereinbar sei. Nunmehr wird
eine Abwägung unterschiedlicher Rechtsgüter vorgenommen, bei
der im Ergebnis das Recht von Kindern auf Bildung höher gewichtet
wird als der Anspruch des Staates, Migranten ohne Aufenthaltsstatus
aufzuspüren.

Die Vertreter von Kirchen, Gewerkschaften und Arbeitgeberver-
bänden würdigten dies als einen wichtigen Schritt in die richtige
Richtung. Josef Winkler (Bündnis 90/Die Grünen) hob hervor, dass
der Schritt leicht ins Leere führen könne, wenn nicht über weiter-
gehende Maßnahmen wie z. B. die Einbeziehung in die Gesund-
heitsversorgung nachgedacht werde. Dita Vogel, wissenschaftliche
Mitarbeiterin in der Migration Research Group am Hamburgischen
WeltWirtschaftsInstitut (HWWI)
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der praktischen Umsetzung solcher Ansätze in Europa
bisher nur wenige Erfahrungen, beispielsweise wie eine
Durchsetzung ausstehender Ansprüche effektiv gesi-
chert werden kann. Im Unterschied zur Ausweitung
der Kontrollen wird im Richtlinienvorschlag nicht mit
verbindlichen quantitativen Vorgaben gearbeitet, die
eine Umsetzung unterstützen. Hier könnten z. B. Bera-
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werden. Ferner könnte festgelegt werden, dass die Be-
ratungstätigkeit in einem festen Verhältnis zur Kon-
trolltätigkeit ausgeweitet wird.
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der deutschen Arbeitsmarktkontrollen dringend erfor-

derlich ist. Ansonsten bestehe die Gefahr, dass Arbeit-
geber durch die Ausweitung von Kontrollanforde-
rungen unnötig mit Bürokratie belastet und öffentli-
che Mittel in erheblichem Umfang aufgewendet
werden, ohne dass das erklärte Ziel der Reduzierung
illegaler Zuwanderung erreicht wird. Norbert Cyrus,
wissenschaftlicher Mitarbeiter, Universität Oldenburg,
Fakultät I, und Dita Vogel, wissenschaftliche Mitar-
beiterin in der Migration Research Group am Ham-
burgischen WeltWirtschaftsInstitut (HWWI)
Weitere Informationen:
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Kommission)
Das 10-seitige Kurzdossier „Irreguläre Migration in
Europa – Zweifel an der Wirksamkeit der Bekämp-
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kann in deutscher und englischer Sprache bei focus
Migration heruntergeladen werden: www.focus-
migration.de/Kurzdossiers.1348.0.html
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litische Bildung
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deszentrale für politische Bildung (bpb) in Kooperation
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ist Integration gelungen, wo nicht? Mit Hilfe des Unter-
richtsmodells befragen Schüler in der eigenen Schule
oder im Stadtteil andere Jugendliche und stellen die
Ergebnisse der (Schul-)Öffentlichkeit vor.

Die Unterrichtsmaterialien sind insbesondere für
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